
 

 

Textgegenüberstellung 
 

 

NÖ Pflichtschulgesetz 2018, LGBl. Nr. 47/2018 in der geltenden 

Fassung 

 

NÖ Pflichtschulgesetz 2018 in der Fassung der gegenständlichen 

Novelle 

§ 57 

Lehrpersonen 

(1) Der Unterricht in den Berufsschulklassen ist durch Fachlehrpersonen 

zu erteilen. 

(2) Für jede Berufsschule sind ein Leiter oder eine Leiterin, nach 

Maßgabe der dienstrechtlichen Vorschriften auch ein Stellvertreter oder 

eine Stellvertreterin des Schulleiters oder der Schulleiterin sowie die 

erforderlichen weiteren Lehrpersonen zu bestellen. 
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(3) An Berufsschulen, an welchen der Unterricht für 

Pflegeassistenzberufe erfolgt, hat der Unterricht in fachtheoretischen 

und fachpraktischen Unterrichtsgegenständen durch Fachlehrpersonen, 

die zur Unterrichtserteilung nach den Regelungen der 

Pflegeassistenzberufe-Ausbildungsverordnung – PA-PFA-AV, befähigt 

sind, zu erfolgen. Erforderliche Kooperationen zwischen Berufsschulen 

und Schulen nach dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz – GuKG 

zur Nutzung von Räumen und Einrichtungen für den Unterricht in 

fachtheoretischen und fachpraktischen Unterrichtsgegenständen 
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bedürfen der Zustimmung des Schulerhalters. 

§ 101 

Umgesetzte Rechtsakte der Europäischen Union 

(1) Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen 

Union umgesetzt: 

1. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30. September 2005, S. 22. 

2. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 

betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 

Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

3. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 

Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 

bewegen und aufzuhalten, ABl.Nr. L 158 vom 30. April 2004, S. 77. 

4. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die 

Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 

Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten 

Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. Juni 2009, S. 17. 

5. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur 
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Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 

sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, 

sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 

Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 

aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 23. Dezember 2011, S. 1. 

6. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates 

zur Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die 

internationalen Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S.1. 

7. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs 

und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der 

Kinderpornographie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 

2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 vom 17. Dezember 2011, S. 1. 

8. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch 

auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge 

oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, 

S. 9. 

9. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 

bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 

Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 

sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, 

sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 

Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 

aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 23. Dezember 2011, S. 1. 

6. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates 

zur Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die 

internationalen Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S.1. 

7. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs 

und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der 

Kinderpornographie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 

2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 vom 17. Dezember 2011, S. 1. 

8. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch 

auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge 

oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt 

des zu gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, 

S. 9. 

9. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 

bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 



freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik 

Kroatien, ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

10. Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. November 2013 zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über 

die Anerkennung von Berufsqualifikationen und der Verordnung (EU) 

Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des 

Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“), ABl. Nr. L 354 

vom 28. Dezember 2013, S. 132. 

(2) Soweit der Anwendungsbereich dieses Gesetzes betroffen ist, sind 

zuständige Behörden für Maßnahmen nach der 

Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 

2015 betreffend das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen 

Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus 

gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates, ABl. Nr. L 159, S. 27, hinsichtlich der Anwendung des 

Vorwarnmechanismus gemäß Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG die 

Landesregierung und das Landesverwaltungsgericht. 
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11. Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 

Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder 

Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an 

einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder 

Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. Nr. L 

132 vom 21. Mai 2016, S. 21. 

12. Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und 

den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch 

qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der Richtlinie 

2009/50/EG des Rates, ABl. Nr. L 382 vom 28. Oktober 2021, S.1. 

 

(2) Soweit der Anwendungsbereich dieses Gesetzes betroffen ist, sind 

zuständige Behörden für Maßnahmen nach der 



Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 

2015 betreffend das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen 

Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus 

gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates, ABl. Nr. L 159, S. 27, hinsichtlich der Anwendung des 

Vorwarnmechanismus gemäß Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG die 

Landesregierung und das Landesverwaltungsgericht. 

§ 113 

Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, 

sind diese, wenn nicht eine bestimmte Fassung angeführt ist, in 

folgender Fassung anzuwenden: 

 

1. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 232/2021; 

2. Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz BGBl. Nr. 163/1955 in der 

Fassung BGBl. I Nr. 232/2021; 

3. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz BGBl. Nr. 302/1984 in der Fassung 

BGBl. I Nr. 224/2021; 

4. Schulpflichtgesetz 1985 BGBl. Nr. 76/1985 in der Fassung BGBl. I Nr. 

232/2021; 

5. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 118/2021; 
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Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf bundesrechtliche Vorschriften 

verwiesen wird, sind diese, wenn nicht eine bestimmte Fassung 

angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 

 

1. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962 in der Fassung BGBl. 

I Nr. 37/2023; 

2. Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBl. Nr. 163/1955 in der 

Fassung BGBl. I Nr. 37/2023; 

3. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 37/2023; 

4. Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 140/2023; 

5. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 62/2023; 



6. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 58/2018; 

7. Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985 in der Fassung BGBl. I Nr. 

232/2021; 

8. Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277/1968 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 105/2019; 

9. Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 232/2021; 

10. Bildungsinvestitionsgesetz, BGBl. I Nr. 8/2017 in der Fassung BGBl. 

I Nr. 87/2019. 

6. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 

51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 88/2023; 

7. Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985 in der Fassung BGBl. I Nr. 

96/2022; 

8. Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277/1968 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 223/2022; 

9. Bildungsinvestitionsgesetz, BGBl. I Nr. 8/2017 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 168/2023; 

10.Gesundheits- und Krankenpflegegesetz – GuKG, BGBl. I Nr. 

108/1997 in der Fassung BGBl. I Nr. 108/2023; 

11. Pflegeassistenzberufe-Ausbildungsverordnung – PA-PFA-AV, BGBl. 

II Nr. 301/2016. 

 


